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Ach, ihr fremdbestimmten 
Arbeitgeber! 
Wussten Sie, dass eine Führungskraft unter den Bedingungen der Unternehmensmitbe­

stimmung „Schwung und Antriebskraft" verliert? Oder dass Betriebsräte „Quassel-

1nstitut1ürGese11schatts- instanzen" sind? Zum doppelten Jubiläumsjahr der Mitbestimmung reagiert- angesichts 
forschung in Köln mit ei­

nem Stipendium der 

Hans- Böckler-Stiftung. 

der Reform des Betriebsverfassungsgesetzes - das deutsche Arbeitgebergemüt wieder 

mal mit dem bekannten Beißreflex. Obwohl sie es doch besser wissen! 

Ein Fremdling, hierzulande zu Gast, 
käme wohl kaum auf die Idee, die 
Mitbestimmung in deutschen Unter­
nehmen sei Produkt eines Kampfes 
zwischen Gewerkschaften und Arbeit­
gebern_ So sehr hat sich diese Form 
der Kooperation (wie wissenschaft­
liche Kommissionen herausgefunden 
haben) zu einem Element der einzel­
wirtschaftlichen Leitungs- und Ent­
scheidungsstruktur entwickelt. Und 
so wenig hat die Beteiligung der Ar­
beitnehmer/innen die Orientierung 
der deutschen Volkswirtschaft auf 
Wettbewerbsfähigkeit, Internationa­
lisierung und eine stärker aktionärs­
orientierte Unternehmenspolitik be­
hindert. In normalen Zeiten beken­
nen sich Arbeitgeber auch durchaus 
zum konsensuellen Charakter der 
Mitbestimmung: 
····> Dementsprechend brachte eine Stu­
die des arbeitgebernahen Instituts 
der deutschen Wirtschaft (IW) von 
1999 verblüffende Ergebnisse: Der 
Betriebsrat scheint bei Arbeitgebern 
noch höher im Kurs zu stehen als 
bei den Mitbestimmungsträgern selbst. 
64 Prozent der Betriebsräte, aber 
83 Prozent der Arbeitgeber meinen, 
der Betriebsrat habe eine hohe oder 
sehr hohe Bedeutung für die Firma. 
Und 76 Prozent der Arbeitgeber be­
zeichnen die Zusammenarbeit beider 
Seiten als gut oder sehr gut, vergli­
chen mit 70 Prozent der Betriebsräte; 
····>In einer Unternehmensbefragung 
des BWL-Professors Martin Glaum 
wurden 1998 Manager gefragt, ob 

sie für oder gegen die Abschaffung 
der Aufsichtsratsmitbestimmung 
sind. 53 Prozent der Manager spre­
chen sich tendenziell und 18 Prozent 
absolut gegen eine Abschaffung der 
Unternehmensmitbestimmung aus. 
Nur eine Minderheit von 23 Prozent 
der Führungskräfte würde die Ab­
schaffung befürworten; 
.... \Im Handelsblatt Business Monitor 
vom November 2000 wurde die 
Einstellung von Topmanagern zum 
Betriebsverfassungsgesetz erhoben. 
Es zeigte sich, dass knapp drei Viertel 
der Manager der Ansicht sind, das 
System der Mitbestimmung habe sich 
bewährt. 

Die wohlwollende Haltung der 
Arbeitgeber zum Status quo der Mit­
bestimmung steht immer wieder in 
scharfem Kontrast zu ihrem erbitter­
ten Widerstand gegen die Etablie­
rung von Mitbestimmungsregeln. So 
war das vor 1951 und vor 1976, so 
ist das heute. 

Praktisch gut, 
ideologisch undenkbar 

Die Montanmitbestimmung wurde 
1947 im Konsens mit den Konzern­
leitungen von Eisen- und Stahlunter­
nehmen der Britischen Zone einge­
führt. Ziel war es, deren Sozialisierung 
und gänzliche Zerschlagung zu ver­
hindern. Doch schon der Verabschie­
dung des Montanmitbestimmungs­
gesetzes von 1951 ging ein scharfer 
Konflikt voraus. Kanzler Adenauer 

und Koalitionspartner FDP hatten zu­
nächst einen Abbau der Mitbestim­
mungsrechte angestrebt. Daraufhin 
sprachen sich in Urabstimmungen 
93 Prozent der Bergarbeiter und 
98 Prozent der Stahlarbeiter dafür aus, 
für die Montanmitbestimmung zu 
streiken. Nur vor diesem Hintergrund 
kam es zu Verhandlungen zwischen 
Arbeitgeber- und Gewerkschaftsver­
tretern, deren Ergebnis das Montan­
mitbestimmungsgesetz war. Außer­
halb des Montanbereichs galt weiter­
hin - nach dem Betriebsverfassungs­
gesetz von 1952 - die Drittelparität. 
Die Auseinandersetzungen um Mit­
bestimmungsregeln in Großunterneh­
men außerhalb des Montanbereichs 
zogen sich von 1968, als der DGB ei­
nen ersten Gesetzesentwurf vorlegte, 
bis 1976 und darüber hinaus hin. Im 
Laufe der Jahre wurde eine Vielzahl 
von Modellen diskutiert. Die SPD griff 
die Initiative des DGB auf und plä­
dierte grundsätzlich für die Auswei­
tung der paritätischen Mitbestim­
mung auf andere Wirtschaftszweige, 
CDU und FDP votierten für schwä­
chere, „ unterparitätische" Modelle. 

Der Gedanke, Mitbestimmungs­
regeln könnten im beiderseitigen In­
teresse von Arbeitnehmern und Ar­
beitgebern liegen, schien in den 
ideologisch aufgeheizten 70er Jahren 
abwegig. So gab der Verleger Fritz 
Burda zu bedenken, eine Führungs­
kraft werde unter den Bedingungen 
der Unternehmensmitbestimmung 
„Schwung und Antriebskraft" ver-
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lieren. Der Vorsitzende des Chemie­
verbands, Konrad Henkel, bezeich­
nete die Unternehmensmitbestimmung 
als indiskutabel, weil sich „Firmen 
nicht wie ein Parlament führen lassen". 
Schering-Vorstandsmitglied Witze! 
verglich die Mitbestimmung mit 
„Knüppel, Daumenschrauben und zur 
Schlinge geknüpftem Strick". Ar­
beitgeberpräsident Hanns-Martin 
Schleyer witterte die „Gefahr einer 
gewerkschaftlichen Machtergrei­
fung in Wirtschaft, Gesellschaft und 
letztlich im Staat". Der Bayer-Vor­
standsvorsitzende Kurt Hansen schätz­
te die Mitbestimmungspläne ähnlich 
ein: als „Zwischenstation auf dem We­
ge zur sozialistischen Staatswirt­
schaft". 

Keine weiter gehende 
Unterwerfung! 

Dass diese Äußerungen keine Lip­
penbekenntnisse waren, sondern auf 
ernsthafte Gegnerschaft und Angst 
vor Arbeitnehmerbeteiligung hindeu­
tet, zeigte die 1977 von den Arbeit­
geberverbänden eingereichte Verfas­
sungsbeschwerde gegen das Mitbe­
stimmungsgesetz. „Sich heute unter 
Hintansetzung der bestehenden und 
begründeten verfassungsrechtlichen 
Bedenken mit dem neuen Gesetz um 
des angeblich gefährdeten sozialen 
Friedens willen abzufinden, hätte 
bedeutet, sich wehr- und chancenlos 
noch weiter gehenden Mitbestim­
mungsforderungen der Gewerkschaf­
ten von vorneherein zu unterwer­
fen", erklärte BDA-Vizepräsident Otto 
Esser. Die Verfassungsrichter ant­
worteten: „Die Verfassungsbeschwer­
den sind nicht begründet. Prüfungs­
gegenstand sind allein die Vorschrif­
ten des Mitbestimmungsgesetzes; 
ob andere Regelungen einer Mitbe­
stimmung der Arbeitnehmer mit 
dem Grundgesetz vereinbar wären, 
ist nicht zu entscheiden." Und: 
„Das Grundgesetz ist wirtschaftspo­
litisch neutral." 

Doch nicht nur große Reform­
sehtitte wie das Mitbestimmungsge­
setz von 1976 stoßen auf den Wider­
stand der Arbeitgeber, sondern auch 
moderate Modernisierungsschritte 
wie die aktuelle Reform des Betriebs­
verfassungsgesetzes. „Eine riesige Ge-

„Eine riesige Gefahr für den Standort Deutschland." 
BOA Präsident Dieter Hund! zur Riester-Reform des Betriebsverfassungsgesetzes 

fahr für den Standort Deutschland" 
sieht BDA-Präsident Dieter Hundt in 
dieser „Fremdbestimmung der Unter­
nehmen durch erweiterten Mitbestim­
mungszwang", der „das Vertrauen 
im Betrieb" zerstöre. Daher werde er, 
Hundt, „bis zur letzten Sekunde" 
gegen die Riester-Reform kämpfen. 
BDI-Vizepräsident Randolf Ro­
denstock bezeichnete Betriebsräte als 
„Quassel- und Palaverinstanz". 
Führende Wirtschaftsverbände grün­
deten ein „Aktionsbündnis" gegen 
die Gesetzesänderung, in München 
und Düsseldorf fanden sogar Arbeit­
geberdemonstrationen statt. Der 
Gipfel: DIHT-Präsident Stihl kündig­
te eine Klage vor dem Bundesver­
fassungsgericht an, denn die Riester­
Reform verletze die grundgesetzlich 
garantierten Eigentumsrechte der Ar­
beitgeber. 

Zum einen folgt dieses Lamento 
einem durchsichtigen Kalkül: Je lau­
ter der Protest der Arbeitgeber, 
desto moderater die nächsten Lohn­
runden, darauf scheinen sie zu set­
zen. Zum anderen deutet der Wider­
stand der Arbeitgeber auf eine 
Grundhaltung. Sie lautet: Mitbestim­
mung ist akzeptabel, hat unter 
Umständen sogar Vorzüge und ist an­
gemessen - aber immer nur auf dem 
gegebenen Niveau (wie diversifiziert 
das in der Praxis auch ist). Dagegen 
ist jedes Jota mehr (vor allem an ge-

setzlich geregelter) Mitbestimmung 
wirtschaftsfeindlich und unzumutbar. 

Aber da alle Beteiligten weiterar­
beiten und mitarbeiten und weiterhin 
zusammenarbeiten, wird nach erfolg­
ter Anpassung das neue Regelwerk 
rasch wieder zum akzeptierten Status 
quo. Und so wird es auch diesmal 
sem. 

Wobei den Befürwortern der Mit­
bestimmung stets zupass kam, dass 
sich in Deutschland keine der großen 
Volksparteien die Arbeitgeber-Pro­
testhaltungen zu Eigen machte und 
macht. Als CDU-Politiker zur Kritik 
an der Riester-Reform ansetzten, wur­
den sie von CDA-Hauptgeschäfts­
führer Ulrich Hettinger durchaus ab­
gebremst: Die CDU sei „nicht das 
Sprachrohr der Arbeitgeber, sondern 
soziale Volkspartei der Mitte". Eine 
wesentlich stärkere Rolle spielten die 
CDU-Sozialausschüsse in den 70er 
Jahren. Die hatten seinerzeit - zumin­
dest verbal - den DGB links über­
holt. Norbert Blüm, seines Zeichens 
Hans-Böckler-Stipendiat, überzeug­
ter IG-Metaller und späterer Arbeits­
minister, kämpfte unverdrossen für 
die Ausweitung der paritätischen Mon­
tanmitbestimmung auf die gesamte 
Wirtschaft. Er zeigte sich „regelrecht 
sauer, wie der DGB mit seiner la­
schen Haltung zur Mitbestimmung 
seine Mitglieder verschaukelt". • 

Im Bild: Haus der 

Deutschen 

Wirtschaft in 

Berlin, Sitz der 

Arbeitgeberver­

bände. 


